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VOLKER BAEHR 

Einkaufen als urbane Aktivität und die Funktion des Warentauschs 

Die methodische Diskussion innerhalb der Raumpla­
nung krankte stets daran, ,daß einerseits eine konsistente 
Methodik notwendigerweise abstrakt bleiben mußte, an­
dererseits aber die konkreten Anforderungen der Praxis 
keine konsistente und damit allgemein anwendbare Me­
thodik zuzulassen schienen. Dazu waren die unterschied­
lichen örtlichen Gegebenheiten und Lösungsmöglichkeiten 
zn vielfältig. Daher gibt es - vor allem seitdem die öko­
nomische Theorie ,den »Raum « als Forschungsfeld entdeckt 
hatte - eine Vielzahl von in unterschiedlichem Maße ab­
strakten Allokationsmodellen; die Umsetzung jedoch in 
für den Planungspraktiker operablen Handlungsanwei­
st:ngen fehlte weitestgehend. Sicherlich wird auch dieser 
Beitrag diese horizontale Kluft nicht überspannen können; 
ein Denkansatz jedoch, der dazu beitragen könnte, Raum­
planungstheorie und -praxis näher zusammenzubringen, 
soll im folgenden kurz skizziert werden. 

Dieser Ansatz geht .davon aus, einerseits die Bewohner 
eines Siedlungsgefüges nicht nur in ihrer Eigenschaft als 
Konsumenten zu betrachten und andererseits Konsumen­
tenverhalten nicht ausschließlich als reagierende, sondern 
vielmehr als agierende, deren Bedürfnisse ausdrückende 
Komponente zu berücksichtigen. Bedürfnisbefriedigung 
durch Bedarfsdeckung mit Waren und Dienstleistungen er­
scheint somit als eine ,der Aktivitäten, die in Zusammen­
hang mit anderen Aktivitäten das gesamte Aktionsspek­
trum der Bürger umfassen. Sämtliche Aktivitäten (z.B. 
Arbeit, Wohnen, Freizeit, Kultur, soziale Kontakte) zu 
eir.em erlebniswerten Ganzen zu koordinieren muß Auf­
gabe einer umfassenden Entwicklungsplanung sein, welche 
aus den Fachplanungen abzuleitende Maximalforderungen 
in Hinsicht auf Einrichtungen und Standorte auf ein 
realisierbares und realisierungswürdiges Maß reduziert. 
Die Kunst der bürgernahen Standort- und Entwicklungs­
planung liegt, neben der Schaffung von integrierbaren und 
an neue Sachzwänge anpaßbaren Lösungsmöglichkeiten, 
in dem Bestreben, trotz aller damit zusammenhängenden 
politischen, planerischen und methodischen Schwierigkeiten 
eine bedürfnisorientierte Planung zu betreiben1 • Das heißt 
in diesem Falle, Standortgefüge und Siedlungsstruktur in 
eine integrative Aktivitätsplanung einzuschließen. Eine 
nur an der Anzahl der Einrichtungen und dem Flächenbe­
darf ausgerichtete Planung wird dem komplexen Anspruch 
ein.er Entwicklungsplanung nur schwerlich Rechnung tra­
gen können. 

1 Vgl. Baehr, V.; J. Kotik: Gesellschaft, Bedürfnis, Design. -­
Ulm 1972; sowie Lange, S.: Die Verteilung von Geschäftszen­
tren im Ver,dichrungsraum. Ein Beitra.g ZJur Dynamisierung der 
Theorie der zentralen Orte. S. 7- 48 in: Zentralörtliche Funk­
tionen in Verdichtungsrä.umen. - Hannover 1972. = Veröf­
fentlich,ungen der Ak,a·demie für Raumforschung und Landes­
planung. Forsch,ungs- und Sitzungsberichte, Bd. 72. Raum und 
Siedlung 1. 

Aus ihrem Anspruch auf »Daseinserhaltung und Da­
seinsförderung« entwickeln die Individuen Ansprüche an 
ihre Umwelt, genauer: an die gesellschaftlichen Verhält­
nisse, innerhalb deren sie mit allen lebensnotwendigen 
Gütern und Dienstleistungen versorgt werden wollen2• 

Bezeichnen wir diese Ansprüche als Bedürfnisse, so wird 
deutlich, ,daß hierbei nicht auf statische Größen Bezug ge­
nommen wird. Vielmehr handelt es sich um in der Zeit 
veränderliche Faktoren, deren Dynamik vom Entwick­
lungsstand der Produktivkräfte und Produktionsverhält­
nisse determiniert ist. 

Die konkretisierte Ausprägung der Bedürfnisse bezeich­
nen wir als Bedarf. Sofern die Träger der Bedarfe, z.B. 
Haushalte, mit Kaufkraft ausgestattet sind, also Zugang 
zum Markt als Austragungsort des Warenaustausches ha­
ben, sprechen wir von Nachfrage. Dies ist die rein ökono­
mische Verbindung zwischen Konsument und Handel, da 
sich die kaufkräftige Nachfrage im Austausch- und Um­
setzungsprozeß als Umsatz der Anbieter manifestiert. 

Nachfrage und Bedarf lassen sich nach einer Vielzahl 
von je nach Planungsabsicht unterschiedlich wichtigen Kri­
terien differenzieren, z. B. in Hinsicht auf Inhalt, Um­
fang, Richtung, Fälligkeit, Anlaß un.d Notwendigkeit. Im 
Zusammenhang mit der raumbezogenen Planung erscheinen 
die Merkmale Umfang und Fälligkeit als in besonderem 
Maße zu berücksichtigende Faktoren3• Die planungsbezo­
genen Parameter sind dabei Erreichbarkeit und lnter­
aktionsfrequenz4. 

Siedlungsstruktur und Standortverteilung 

Bereits vom Wortstamm her assoziiert der Begriff 
Standort einen statischen Sachverhalt; dies um so mehr, 
als die der neueren Stan,dortplanung zugrundeliegende 
Theorie der zentralen Orte ebenfalls statisch-deskriptiv 
ausgerichtet war5• Die Fragen nach den Einflüssen der wirt­
schaftlichen Entwicklung, nach dem Wandel der Verhal­
tensweisen sowie nach der besonderen Problematik des 
Standortgefüges in Verdichtungsräumen wurden entweder 
gar nicht gestellt oder nur unzureichend beantwortet. 
Einerseits führte die Beschränkung dieser Theorie auf ins­
besondere ländliche Räume zwar zu einer gewissen Ge-

2 Pannitschka, M.: Einzelhandelspl:mung. Diplomar.beit Uni­
versität Stutngart, Städtebaul,iches Instiuut. - 1972. 
3 Vgl. Tietz, 8.: Konsument und E-inzelhandel. Strukturwand­
lungen in der Bundesrepublik von 1950 bis 1975. - Frankfurt 
a. M. 1966. S. 722 ff., et ail. 
4 v;gl. den folgenden hbschruitt: Regionale und innerstädtische 
Einzelhandelszentralität. 
5 Vgl. Beuche[, M.: Regionales und innerstädtisches Zentral•i­
tätsgefüge. In: Grundlagen der Orts-, Regional- und Landes­
planung. - Universität Suuttgart 1972; sowie Lange, a. a. 0., 
s. 7. 
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schlossenheit, formalen Eleganz und scheinbar einfachen 
politischen Handhabbarkeit, andererseits jedoch blieben 
die eigentlichen Problemstellungen, nämlich die der Sied­
lungsagglomerationen, hierbei ausgeklammert. 

Zu einer Zeit, in der sich die Siedlungsstruktur in wei­
ten Bereichen aus planungspolitischen Gesichtspunkten öf­
fentlicher Instanzen ableitet, wird es auch für ,die privat­
wirtschaftlichen Träger von Versorgungseinrichtungen zu­
nehmend notwendig, ihren Standortentscheidungen länger­
fristige, an den Zielen der Stadt-, Regional- und auch Lan­
desplanung ausgerichtete Konzepte zugrunde zu legen. An­
dererseits ist es jedoch auch erforderlich, bei der überge­
ordneten öffentlichen Si~lungsplanung private Versor­
gungseinrichtungen überhaupt einzuplanen. Da im Gegen­
satz zu den sozialen Versorgungseinrichtungen diese in der 
Ausführung die öffentliche Hand nicht belasten, bliebe zu 
hoffen, daß bei einer Unterversorgungssituation, insbe­
sondere in neuen Siedlungsgebieten, zumindest planerisch 
Abhilfe geschaffen werden kann. Bei einer nicht nur an 
den Bedürfnissen der Bewohner, sondern auch an den öko­
nomischen Anfor.derungen der Anbieter ausgerichteten Pla­
nung ist die Ausführung durch privatwirtschaftliche Be­
triebe eine realistische Annahme. 

Erst durch ein ausreichendes Angebot an öffentlichen 
und privaten Versorgungseinrichtungen und ein aufein­
ander abgestimmtes Verhältnis von Siedlungsstruktur und 
Standortgefüge wird eine Siedlung bewohnbar; daher 
sollte man eigentlich von Wohnvoraussetzungs- statt von 
Wohnfolgeeinrichtungen sprechen. 

Wenn wir Standortgefüge sagen, so deshalb, weil sich 
mit diesem Begriff Funktion und Struktur verbinden, 
d. h., der an sich statisch zu verstehende Tatbestand des 
Standortes wird dynamisiert. Ist die Struktur beispiels­
weise eines Siedlungs- oder Standortsystems (System hier: 
nach ·rationalen Kriterien geordnete Zusammensetzung 
räumlicher Elemente) die Gesamtheit der die Elemente 
(des Systems) miteinander verbindenden Relationen, und 
dies sind in der Raumplanung stets Funktionen, und bil­
den diese Funktionen Tätigkeiten, d. h. Aktivitäten, ab, 
so wird auch aus wissenschaftslogischer Sicht deutlich, daß 
sich alle planerischen Bemühungen an Aktivitäten, ,d. h. 
am Träger dieser Aktivitäten, am Individuum, auszurich­
ten , haben. 

Innerhalb der Raumplanung und hierbei insbesondere 
innerhalb der Stadtentwicklungsplanung sind Siedlungs­
strukturen im Rahmen der Stadterweiterung und der 
Stadterneuerung neu zu planen bzw. umzuplanen. Wobei 
die Formulierung ,der »Neuplanung einer Struktur« nicht 
ganz korrekt ist, denn jede geplante räumliche Einheit ist 
bereits Teil einer bestehenden Struktur, sei es inner­
halb einer Zentrenhierarchie oder eines Verkehrsgefüges, 
also einer »Infra«-Struktur. 

Regionale und innerstädtische Einzelhandelszentralität 

Zumindest seit Christaller ist der Begriff und damit 
auch die Problematik ,der Zentra!ität in die raumplane­
rische, insbesondere jedoch regionalplanerische Diskussion 

eingeführt. Jahrzehntelang erfuhr seine Definition, die auf 
den Kriterien »Mittelpunkt eines Gebietes« und » Um-
12ndbedeutung« basierte, keine wesentliche Veränderung. 
Erst in letzter Zeit, nachdem erkannt wurde, daß die Zen­
tralität tatsächlich den zentralen Sachverhalt in der Raum­
planung darstellte, wurden die ursprünglichen Vorstellun­
gen durch eine Reihe neuer Aspekte angereichert6• Damit 
wurde auch den neuen Anforderungen der Raumplanung 
Rechnung getragen. 

Allgemein definieren wir Zentralität als eine hierarchisch 
geordnete Struktur, die stets »in bezug auf« und »im Ver­
gleich zu« beinhaltet. Bei einer detaillierten Ausformulie­
rung schließen wir uns der Definition von Gustafsson an7• 

Danach besitzt ein Ort X in bezug auf eine bestimmte 
Funktion Fi eine Zentralität, wenn von den Interaktionen 
I in einer bestimmten Region Rj zur Inanspruchnahme 
der Funktion Fi min,desvens eine auf X gerichtet ist. 

Wir nähern uns damit dem von uns anfangs gestellten 
Anspruch, raumplanerische Überlegungen an Aktivitäten 
der Individuen, also den Interaktionen, auszurichten. Als 
Konsequenz dieser Überlegungen ergibt sich die Gesamt­
zentralität eines Ortes aus der gewichteten Summe der 
Teilzentralitäten, die auf die Funktionen Arbeiten, Ein­
kaufen, aber auch Freizeit, Kultur und Verwaltung (In­
anspruchnahme öffentlicher Dienstleistungen) bezogen 
werden können. 

Ein gewisses Problem stellt dabei die Ermittlung der 
Gewichte dar. Die bisher hierzu angewandten ökonome­
trischen Verfahren (z. B. Diskriminanzanalyse, d. h. 
Trennverfahren) stellen unseres Erachtens noch keine end­
gültig befriedigenden Methoden dar, da hierbei ein stati­
stischer Aufwand getrieben werden muß, der in keinem 
planerisch vertretbaren Verhältnis zu den einschränkenden 
Annahmen sowie dem Genauigkeitsgra.d der Resultate 
steht. Erst in allerjüngster Zeit wird hierbei nach metho­
dischen Ansätzen gesucht, die auch dem planerischen Kri­
terium der lnput-Output-1\quivalenz gerecht werdens. 

Bezogen auf die Einkaufsfunktion, sprechen wir von 
Einzelhandelszentralität. Sie wird ermittelt über die An­
zahl der innerhalb einer bestimmten Zeitspanne einpen­
delnden Personen, welche die am Ort vom Handel ange­
botenen Güter in Anspruch nehmen. Anders ausgedrückt 
handelt es sich hierbei um Kaufkraftattrahierung. 

Unter regionalen Aspekten besitzt ein Ort X gegenüber 
emem Ort Y dann eine höhere Einzelhandelszentralität, 
wenn 

6 Vßl. z.B. Gustafsson, K.: Zentralitätsanalyse mit Hiffe der 
Diskrjminanzanalyse. S. 49-70 in: Zentralörtl.iche Funkvionen 
in Ve!'ruchtungsräumen, a. a. 0. 
7 Gustafsson, a. a. 0., S. 54. 
8 Darunter verstehen wir ein nach Anbeitsaufwiand und Ge­
nauigkeitsgrad vertretbares Verhältnis von method,ischer bzw. 
Datenein,gabe ·und Ergebnis. Vgl. hierzu dje Arbeiten von Baehr, 
Bergerhoff, Herrle, Locher, Schwinge (noch u,nveröf.fentlichtes 
Manuskript; Universität Sruttgart, Städtebauliches Instirut 
1974). 
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Neben gewissen ökonometrischen Schwierigkeiten besitzt 
dieser Ansatz gegenüber herkömmlichen, an Umsatz pro 
Einwohner ausgerichteten Einzelhandelszentralitäts-Meß­
Ziffern den Vorteil, in eine an der Erhöhung der Attrak­
tivität einer Stadt ausgerichtete Ortsplanung von der 
Sachlogik her besser integriert werden zu können. Wegen 
des empirischen Aufwandes eignet sich diese Methode ins­
besondere für Mittelstädte. Erst aus dieser Sicht des re­
gionalen Vergleiches glauben wir Aussagen treffen zu 
können, die ortsspezifische Standorte und Dimensionie­
rungen zum Inhalt haben. 

Innerstädtische Einzelhandelszentralität 

Bevor etwas detaillierter auf das Einzelhandelsstand­
ortgefüge eingegangen wir,d, sollen kurz die allgemeinen 
Prinzipien der Standortplanung angeführt werden, nicht 
zuletzt auch, um den Zusammenhang zwischen Siedlungs­
struktur und Zentralität aufs neue darzulegen. In Anleh­
nung an Richardson9 halten wir folgende neun Prinzipien 
für die wesentlichsten Planungsdeterminanten: 

- Aktivitäten, die den städtischen Markt als Ganzes be­
dienen, sollen möglichst an zentralen Standorten ange­
boten wer,den, nicht-lokale Märkte bedienende Aktivi­
täten dagegen eher an peripheren Standorten. 
Je spezialisierter eine Funktion ist, desto größer ist die 
Tendenz zu einem zentralen Standort. 

- Je größer die Flächenausdehnung einer Versorgungsein­
richtung ist, desto weiter sollte sie vom Zentrum ent­
fernt sein10• Dies wird auch bedingt durch das reziproke 
Verhältnis von Grundstückspreis und Entfernung vom 
Zentrum. 

- Städtische Standortentscheidungen werden durch Flä­
chennutzungskontrollen und andere Planungsrestrik­
tionen beeinflußt. Wenn man vom Bestehen räumlicher 
externer Effekte ausgeht, dann ist eine stabilisierende 
Wirkung auf das örtliche Standortgefüge nachweisbar11 • 

Monetäre und technologische externe Effekte bewirken 
eine gewisse Dezentralisierungstendenz. 
Die Dichotomie zwischen Zentrum und Randgebieten bei 
Standortentscheidungen muß hinsichtlich der Tatsache 
modifiziert werden, ,daß Oberzentren innerhalb ihres 
Siedlungsgefüges in der Regel noch Subzentren besitzen. 
Häufig kann ein Standort bei solch einem sekundären 
Zentrum gegenüber dem Hauptzentrum ein annehm­
barer Allokationskompromiß sein. 
Standortentscheidungen sind insbesondere in Agglome­
rationsräumen interdependent. Beispielsweise kann die 
räumliche Konzentrierung von Versorgungseinrichtun-

9 Vgl. Richardson, H . W.: Unban econom1cs. - M[ddlesex 
1971. s. 35 ff. 
10 Nur peripher gelegene Großeinr:ichtungen führen, insbe­
sondere bei punktueller Nutwngsinanspruchnahme (Stadien 
usw.) zu chao~i:schen Transportsiruarionen oder unverhältnis­
mäßigen Irufrastrukturinvestitionen. 
11 V,gl. hierzu aiuch Tiebout, C. M.: Intra-urban locat.ion 
problems: an .evaluation. In: American Economic Review. Bd. 
51 (1961) Nr. 2, S. 271-278. 

gen ähnlicher Art positive externe Effekte (sekundärer 
Nutzen) hervorrufen12• Daneben besitzen komplemen­
täre Aktivitäten (bzw. Einrichtungen) eine Tendenz 
zum Zusammenrücken13• Andererseits werden Nutzungs­
arten bestimmter Standorte durch die Nutzungsart be­
nachbarter Standorte ausgeschlossen. 

- Historische Aspekte sind wesentlich zur Erklärung eines 
bestehenden Standortgefüges. Einrichtungen behalten 
oft ihren Standort, selbst wenn die Kriterien für diese 
Entscheidung nicht mehr gültig sind. 

- Das allgemeinste dieser allgemeinen Prinzipien basiert 
auf der Erfahrung, daß eine regionale Ballung in eini­
gen wenigen Agglomerationsräumen von einer Ten­
denz zur Dezentralisierung innerhalb dieser Räume be­
gleitet wird. Daraus resultiert, daß die Ränder von Bal­
lungsräumen eine ungeahnte Standortgunst erhalten14• 

Diese Dezentralisierungstendenz innerhalb des Zentrali-
sierungsprozesses bildet den Übergang zur Untersuchung 
der innerstädtischen Einzelhandelszentralität. Einerseits 
geht die Entwicklung bereits in Richtung auf diese poly­
nukleare Versorgungsstruktur, andererseits aber möchte 
die Planung diese Entwicklung in den von ihr gewünsch­
ten Bahnen wissen. Die Schwierigkeit dabei ist jedoch, 
neben der diffizilen Faßbarmachung in anschaulichen und 
umsetzbaren MQdellen, vor allem in der geringen Beplan­
barkeit des privatwirtschaftlichen Bereichs zu sehen. Wei­
terhin haben bestehende und funktionell bereits überholte 
Versorgungsstrukturen, wie bereits erwähnt, ein anpas­
sungsfeindliches Beharrungsvermögen, so daß der Planer 
vor den Auswahlmöglichkeiten häufig wie zwischen Scylla 
und Charybdis steht. 

Die heute vorhandenen Modellansätze zur innerstädti­
schen Zentralität gehen vor allem von folgenden Frage­
komplexen aus15: 

Zentrumsgröße als Funktion des Umlandpotentials. 
- · Abhängigkeit ,der Zentrumsgröße von der Lage konkur­

rierender Zentren. 
- Ableitung der Einzelhandelszentralität aus der Reich­

weite bestimmter Güterkategorien. 
- Abhängigkeit der Branchenstruktur von der Größe des 

Zentrums. 
- Dynamisierung der Modelle durch Einbezug der ent­

lang der Zeit veränderlichen Faktoren der Bevölke­
rungsentwicklung; Differenzierung nach Anspruchs­
und Lohnniveau und Kaufgewohnheiten. 

12 Z.B. kann eine Konzentration von Geschäften zu direkten 
Kostensenkungen führen sow,ie die Anziehungshaft a,uf rue 
Nachfrager verstärken. 
13 Z. B. Schule - Pap.ierbedarf, Büros - Bars, Theater - Re­
st,mrants, Großhandel - Spedition. 
14 Z.B. leichter Zugang zu den zentralen Einrichtungen bei 
gleichzeitiger geringer Umweltbeeinträchtigung. Diese Vorzüge 
modifizieren das oben errwähnte Verhältnis zwischen Entfernung 
zum Zentrum uind Grundstückspreis. 
15 Vgl. Bökemann, D.: Einze1hande1smodeUe (Vortra,g). S. 
75- 98 in: Modetlle zur Stadtplanung. Rahmenthema der Vor­
tragsfolge im Seminar ,des Lehrswhls für Städtebau und Lan­
desplanung ,der Univer~ität Karlsruhe, Sommersemester 1970. -
Karlsr-uhe 1970; sowie Beuche!, •a. a. 0. 
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Sofern es sich, was meist der Fall ist, um Optimierungs­
und nicht um Simulationsmodelle handelt, gilt sicherlich 
die Aussage von Richardson: » The concept of an optimal 
location is difficult to introduce into an established city 
since the best sites may already have been pre-empted 
and there is such an inertia and stability in the occupa­
tion of urban sites that sub-optimality is the general 
rule«16• 

Entwicklungsstand der Zentralitätsforschung und -planung 

Es gibt in der BRD nur wenige Ansätze, die Versor­
gungsstruktur innerhalb einer Stadt versuchsweise hierar­
chisch zu ordnen. Von öffentlicher Seite liegt z.B. der An­
satz der Stadt Stuttgart vor, entsprechend der Ordnung 
der zentralen Orte innerhalb des Stadtgebietes eine diesem 
System angenäherte Zentralität in die Flächennutzungs­
planung einzubeziehen17. 

Eine fünfstufige Hierarchie, gestaffelt nach ,der zu ver­
sorgenden Einwohnerzahl, überdeckt das gesamte Sied­
lungsgebiet, wobei ähnlich wie in der Regional- und Lan­
desplanung ein höheres Zentrum die unteren Zentren als 
Versorgungsräume miteinschließt. Als Funktionen des pri­
vaten Bereiches wurden Einzelhandel, Kreditwesen und 
sonstige Dienstleistungen einbezogen. 

Dieser an sich zu begrüßende Ansatz krankt jedoch 
leider etwas an ,der nicht vorhandenen Integration mit an­
deren hierarchischen Systemen, beispielsweise der regio­
nalen Zentralität, sowie am Fehlen der Aussagen über zu­
mutbare Entfernungen für die Nachfrager und über den 
Ausstattungsfächer der zentralen Einrichtungen. 

Innerhalb der Forschung jedoch liegen schon seit ge­
raumer Zeit Untersuchungen über Standortstruktur und 
Flächenbedarf des Einzelhandels vor. Schon frühzeitig er­
kannte man die Notwendigkeit, auch bei innerstädtischen 
Planungen regionale Einflußfaktoren zu berücksichtigen18• 

16 Richardson, H. W., a. a. 0., S. 28 f. 
17 Vgl. Sta,dt Stuttgart: Entwurf zum Flächennutzungsplan 
1967, sowie: Stidtehauliche Grundlagen, 1968. 
18 Z. B.: Flächenbedarf rund Standorre -des Einzelhandels ,in 
Bietigheim. (Hrsg.:) Städtebauliches Institut, Universität Stutt­
gart. - 1966; sowie verschiedene Arbeiten der Ingesta, Köln. 

Während aber zu Beginn bei diesen Untersuchungen 
stets die Ermittlungen des Flächenbedarfs nicht nur am 
Anfang der Überlegungen (wo sie auch hingehören), son­
drrn auch im Mittelpunkt standen 19, daneben aber auch 
bereits die erforderliche Tragfähigkeit (notwendige Be­
völkerungsbasis) berücksichtigt wurde, werden in jüngerer 
Zeit zunehmend systembezogene Aspekte in den Vorder­
grund gerückt20. In dem Maße, wie städtebauliche Aspekte 
durch stadtplanerische ergänzt wurden, vollzog sich auch 
innerhalb der Fachplanungen ein Trend von der Mikro­
zur Makrobetrachtung und damit in R ichtung auf eine 
Stadtentwicklungsplanung. 

Die Feststellung, daß Raumplanung und die ihr zu­
grundeliegende Raumordnung, sei es in ihrer Ausprägung 
als Orts-, als Regional- oder als Landesplanung, in zuneh­
mendem Maße komplex gesehen wird, einfach weil sie 
komplex ist, kann schon deshalb keine reine Binsenweis­
heit sein, weil es dafür viel zu langer Zeit bedurfte, bis 
die entsprechenden Arbeiten für Planer und Politiker vor­
lagen21. Zwar sind uns hierbei die angelsächsischen Län­
der um einiges voraus, jedoch kann sich der derzeitige 
Stand der bundesrepublikanischen Diskussion durchaus 
sehen lassen. Insbesondere gilt dies für die sachlogisch-sy­
stematischen Bezüge. Es bleibt zu erwarten, daß auch die 
dafür erforderlichen Methoden den Stand erreichen, den 
die Planungspraxis so dringend benötigt. 

19 Vgl. Unnersuchung zur Mindestgröße und Mindestausstat­
tung zentraJer Orte unter Berücksichtigung von pnivaten V,er­
sorgungseinrichtungen uoo der ,da,für erforderlichen Bevölke­
rungsha,sis. Im Auftrage des Bundesministers für Wfrtschaf1:. 
(Hrsg.:) Institut Gewerbebetriebe im Städtebau, Ingesta, 2. 
Aufl. - Köln 1971. 
20 Untersuchung .über die Hienarchie von Versorgungszentren 
und ,ihre weitere Enuwicklung. Abschnitt A und B: 'theoretische 
und empirische Forschun,gsergebni•sse. (Bearb.:) Insuiuut für Ge­
bietsplanung und Sta,dtentwicklung i. A. des Bundesministers für 
Wirtschaft. - Köln 1972; sowie Bunge, H. : Geplante Standorte 
für Einzelhandels- und Handwerksbetriebe. Die Standortpla­
nung privater Versorgungsbetriebe in der Marktwirtschafl, ins­
besondere ,die Einplanung in neue Wohnsiedlungen. - Bonn 
1970. = Sch11iften ,des Deutschen Verbandes für Wohnungs­
wesen, Stä.dtebau und Raumplanung, H. 85. 
21 Lange, S.: Wachstumsuheorie zentralörclicher Systeme. Eine 
Analyse der riumlichen Verteilung von Geschäfbszentren. 
(Hrsg.:) Institut ifür Siedlungs- und Wohnungswesen und Zen­
tralin5tJitut für Raumpla,nung ,der Universität Münsrer. - Mün­
suer 1973. = Beiträge zum Siedlungs- und Wohnungswesen und 
zur Raumplanung, Bd. 5. 
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Region Untermain (Westteil) 
Eilkaufszentren und Verbrauchermärkte 
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